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Eins
Einleitung

Dies ist ein Buch über Einwanderung – darüber, wie wir über sie
nachdenken undwie wir mit ihr umgehen sollten. Sollten wir Im-
migranten dazu ermuntern, in unsereGesellschaften zu kommen,
oder versuchen, sie fernzuhalten?Wennwir einige von ihnen auf-
nehmen, andere aber abweisen, wie sollten wir dann darüber ent-
scheiden, welche von ihnen wir aufnehmen? Oder hat ohnehin
jeder prinzipiell einMenschenrecht darauf, ins Land zu kommen?
Was dürfen wir von den Immigranten verlangen, wenn sie einmal
da sind? Sollte man von ihnen erwarten, dass sie sich assimilieren,
oder dürfen sie mit Recht verlangen, dass wir Raum für die ande-
ren Kulturen schaffen, die sie mit sich bringen? Und so weiter.
Viele stellen heute diese Fragen. Einwanderung ist zu einem

heißen politischen Thema geworden, besonders in den westlichen
liberalenDemokratien, in denen die Bürger oft dasGefühl haben,
sie hätten keinen Einfluss mehr auf dieWanderungsbewegungen,
die sich über die Grenzen der Staaten hinweg ereignen, in denen
sie leben. Zudem ist sie ein hochgradig kontroverses Thema. Die
Öffentlichkeit ist imAllgemeinen über die Folgen der Einwande-
rung besorgt und viel eher einer Senkung statt einer Erhöhung
der Zahl der Neuankömmlinge zugeneigt. Allerdings bestehen
diesbezüglich erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen
Nationen. In den europäischen Gesellschaften gibt es große
Mehrheiten für eine verringerte Einwanderung. So kam eine En-
de  in Großbritannien durchgeführte Meinungsumfrage zu
dem Ergebnis, dass Prozent der Befragten die Nettozuwande-
rungsrate als zu hoch empfanden, dass Prozent Einwanderung
als zu große Belastung für die öffentlichen Dienstleistungen wie
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Schulen, Krankenhäuser oder das Wohnungswesen betrachteten
und dass  Prozent der Meinung waren, die Zuwanderung des
vergangenen Jahrzehnts habe der britischen Gesellschaft insge-
samt nicht gutgetan.1 Sogar das seit langer Zeit etablierte Prinzip
der Bewegungsfreiheit innerhalb Europas gerät zunehmend un-
ter Druck. Eine  in der Schweiz durchgeführte Volksabstim-
mung hatte zum Ergebnis, dass sich eine knappe Mehrheit der
Stimmberechtigten für eine numerische Deckelung aller Arten
von Einwanderung, auch aus Ländern der Europäischen Union,
aussprach.2 Die öffentlicheMeinung in denUSA ist zwischen Zu-
wanderungsbefürwortern und -gegnern dagegen eher zweige-
teilt. Im Jahre  wollten  Prozent die Einwanderung auf
dem bisherigen Stand halten, Prozent wollten einen Rückgang
und Prozent ihre Zunahme – allerdings hat sich die Zahl derer,
die weniger Einwanderer haben wollen, im letzten Jahrzehnt ins-
gesamt immer zwischen  und  Prozent bewegt.3

Kritiker werden die Aussagekraft solcher Zahlen in Zweifel
ziehen und anführen, dass die Menschen sowohl über die Zahl
der ankommendenEinwanderer als auchüber die Folgen der Ein-
wanderung schlecht informiert sind.Was die Öffentlichkeit gern
außer Acht lässt, ist besonders der wirtschaftliche Nutzen, den
die Einwanderer mit sich bringen, sowie ihre Bereitschaft, wich-
tige Arbeitsplätze (wie etwa in der Landwirtschaft oder in der
Altenpflege) zu besetzen, die nur wenige Einheimische anzuneh-
men bereit sind. Diese Kritiker werden außerdem darauf hinwei-
sen, dass Einwanderer zu Sündenböcken für alle möglichen ge-
sellschaftlichen Probleme wie etwa Wohnungsknappheit und
schlechte Schulen gemacht werden, die wenig bis nichts mit der
Einwanderung als solcher zu tun haben. Zudem stoßen wir häu-
fig auf die Ansicht, dass eine einwanderungskritische Haltung
sich letztlich aus Vorurteilen oder schlichtem Rassismus speise.

Die öffentliche Debatte über Einwanderung trägt also zwar
wesentlich zur Erhitzung der Gemüter, aber kaum zur Erhellung
der Lage bei. Einige Beobachter aus dem akademischen Bereich
sind der Meinung, dass die Aufmerksamkeit, die der Einwande-
rung im Augenblick gewidmet wird, übertrieben sei. Es wird be-
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hauptet, Einwanderung sei einfach ein notwendiger Bestandteil
des viel umfassenderen Prozesses der Globalisierung.Wir leben
in einer Welt, die durch stetig anschwellende Kapital-, Güter-,
Dienstleistungs-undKommunikationsströmeübernationaleGren-
zen hinweg gekennzeichnet ist – Ströme, deren Auswirkungen
im Allgemeinen vorteilhaft sind.Wenn aber alles andere im Fluss
ist, werden sich auch dieMenschenbewegen.Und in der Tatmüs-
sen sie sich sogar bewegen, weil die anderen Bestandteile derGlo-
balisierung nicht wirksam werden können, solange sie es nicht
tun. Arbeitskräfte müssen sich zu den Büros und Fabriken bege-
ben, wo ihre Fähigkeiten benötigt werden, Studierende zu den
Universitäten, an denen Spitzenforschung betrieben wird, Un-
terhaltungskünstler an die Orte, an denen ihr Publikum auf sie
wartet, und so weiter. Manche mögen nur vorübergehend ihren
Aufenthaltsort wechseln, andere werden sich zum Bleiben ent-
schließen. Die Frage, der wir uns widmen sollten, ist demnach
nicht so sehr die, wie die Einwanderung durch eine Begrenzung
der Zuzugszahlen kontrolliert werden könnte, sondern die, wie
wir sie möglichst reibungslos und effizient gestalten können.

Eine andere skeptische Position besagt, dass es in der Ge-
schichte immer wieder zu Bevölkerungsbewegungen gekommen
ist und die weit überwiegendeZahl derMenschennachwie vor in
den Ländern leben, in denen sie geboren wurden, auch wenn die
Zahlen der Auswanderer in den letzten Jahrzehnten größer gewor-
den sein sollten.  gab es  Millionen Migranten weltweit,
was etwa drei Prozent der Weltbevölkerung entsprach.4 Diese
Zahl verschleiert zugegebenermaßen einige großeUnterschiede –
so besteht, um ein Extrembeispiel zu nennen, die Bevölkerung
des Emirats Katar zu bis zu  Prozent aus Einwanderern, die
Prozent der Erwerbstätigen ausmachen5 –, aber in denmeisten
Gesellschaften stellen Einwanderer nur einen kleinen Bruchteil
der Gesamtbevölkerung dar.Warum also die ganze Aufregung?

Das Problem dabei, die Angelegenheit auf diese Weise he-
runterzuspielen, besteht darin, dass dieses Vorgehen auf einer
Momentaufnahme der gegenwärtigen Situation fußt, also von
Umständen ausgeht, in denenMigrationmeist ziemlich streng re-

11



guliert ist, und nicht berücksichtigt, was in Zukunft geschehen
könnte, falls diese Regulierungen entschärft oder gänzlich aufge-
hoben werden sollten. Die Dynamiken der Einwanderung sind
recht komplex. Eine neuere Studie von Paul Collier deutet darauf
hin, dass, weil Migranten von denjenigen Orten angezogen wer-
den, an denen sie sich einer Gemeinschaft früherer Einwanderer
anschließen können, die ähnliche kulturelle oder nationale Hin-
tergründe aufweisen wie sie, die Größe der Diaspora sowie die
Geschwindigkeit, mit der sie sich in die Aufnahmegesellschaft in-
tegriert, wichtige Faktoren darstellen.6 Vergrößert sich nämlich
die (nichtassimilierte) Diaspora, dann steigt ihre Anziehungs-
kraft und die Einwanderungsrate wird dazu tendieren, sich unbe-
grenzt zu erhöhen, wenn es keine wirksamenKontrollen gibt. Die-
ses Szenario geht natürlich davon aus, dass sich möglicherweise
sehr vieleMenschen dazu entschließenwürden, in eine der entwi-
ckelten liberalen Demokratien zu kommen, wenn sie die Chance
dazu hätten. Diese Annahme ist allerdings plausibel, angesichts
der schieren Größe der ökonomischen Kluft zwischen den rei-
chen und den armen Ländern sowie der Jahrzehnte, die es (min-
destens) dauern wird, um sie signifikant zu verringern – und das
selbst dann, wenn dieWeltwirtschaftsordnung reformiert und ar-
me Länder Strategien zur Wachstumsförderung erfolgreich im-
plementieren würden. Befragungen von Gallup kommen zum
Beispiel zu demErgebnis, dass Prozent der Bewohner des sub-
saharischen Afrikas und  Prozent der Bewohner des Mittleren
Ostens und Nordafrikas gerne dauerhaft auswandern würden.7

Wollen wir also eine Diskussion über Einwanderung führen, bei
der alle politischenOptionen auf demTisch liegen (inklusive »völ-
lig offener Grenzen« als einer Extremposition), dannmüssen wir
dabei auch die Möglichkeit mit in Betracht ziehen, dass die Ein-
wanderungsströme um ein Vielfaches größer sein könnten, als
wir es zurzeit beobachten.
An dieser Stelle lohnt es sich, uns etwas genauer zu vergegen-

wärtigen, warum Einwanderung bereits in einem recht geringen
Umfang die Aufnahmegesellschaften vor Probleme stellen kann.
Für die Wählerinnen undWähler ist sie eines der wichtigsten po-
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litischen Themen, die ihnen Sorgen bereiten, und skrupellose Po-
litiker können durch das Versprechen auf eine immer schärfere
Regulierung der Aufnahmepolitik, besonders, was illegale Ein-
wanderung angeht, und der verschiedenen Sozialleistungsansprü-
che von Einwanderernmassive Unterstützung gewinnen. Ein Teil
dieser Reaktion wird zweifellos einfach nur Vorurteile und eine
Sündenbockmentalität zum Ausdruck bringen; um allerdings ein
vollständigeres Bild von den Schwierigkeiten zu bekommen, vor
die die Einwanderung uns stellt, ist es sinnvoll, einen kurzen Ab-
stecher in dieGeschichte zumachen, wowir uns ansehen können,
wie sich das Verhältnis von liberalen Staaten undMigranten über
die letzten paar Jahrhunderte hinweg gewandelt hat.Wir werden
unsere eigene missliche Lage besser verstehen können, wenn wir
sie mit früheren Zeiten vergleichen, in denen die Einwanderung,
wenn auch nicht gerade aktiv gefördert, so doch zumindest mit
relativer Gleichgültigkeit angesehen wurde.
Wennwir fragen, wie die BürgerinnenundBürger der liberalen

Staaten in der Mitte des neunzehnten Jahrhunderts generell zur
Einwanderung standen, dann lautet die Antwort, dass Staaten
zwar als Inhaber eines uneingeschränkten Rechts auf Aufnahme
oder Zurückweisung von Einwanderern betrachtet wurden, das
man als eine Facette ihrer Souveränität ansah, es in Wirklichkeit
aber oft zu unregulierten Migrationsbewegungen kam. Die Re-
gulierung der Einwanderung wurde erst dann zu einem Thema,
wenn die Zahl der Neuankömmlinge sehr groß wurde oder diese
auswirtschaftlichen,moralischen oder rassischenGründen (oder
Kombinationen daraus) als unerwünscht galten. In den Vereinig-
ten Staaten wurden die ersten bedeutenden Einwanderungsbe-
schränkungen auf Bundesebene daher im Jahr  erlassen, und
zwar angesichts der chinesischen Einwanderer, von denen man
befürchtete, die chinesischenMänner könntenmit den Einheimi-
schen in Konkurrenz umArbeitsplätze treten und die Frauen sich
prostituieren.8 Der  in Großbritannien erlassene Aliens Act
richtete sich hauptsächlich gegen jüdische Auswanderer aus Ost-
europa, zielte aber auch auf chinesische Seeleute ab.9 In beiden
Fällen bedienten sich die Befürworter der Einwanderungskon-
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trolle einer Rhetorik, die die laxen Sitten der vermeintlich min-
derwertigen Rassen anprangerte. Das heißt: Einwanderer waren
akzeptabel – oder, wie im Fall der Vereinigten Staaten, sogar will-
kommen –, solange sie von einerArtwaren, die weder für dieMo-
ralvorstellungen noch für die ökonomischen Interessen der ange-
stammten Bürger eine Bedrohung darstellte. Und man erwartete
von ihnen, dass sie sich um sich selbst würden kümmern können.
Der Staat übernahm keinerlei Verantwortung für die Versorgung
der Einwanderer, die üblicherweise auf der untersten gesellschaft-
lichen Stufe um ihr Überleben kämpften. Die generelle Haltung
der Aufnahmegesellschaft den Neuankömmlingen gegenüber
brachte der chartistische Journalist Joshua Harney Anfang des
neunzehnten Jahrhunderts anschaulich so auf den Punkt: »Dem
Exilierten steht es frei, an unseren Küsten anzulanden, und auch,
unter unserem trüben Himmel zu verhungern.«10

Eine weitere Implikation der Souveränitätsrechte des Staates
war, dass dieser den Einreisewilligen alle möglichen Bedingun-
gen auferlegen konnte, solange sich diese nicht zu einem brutalen
Umgang mit ihnen auswuchsen. Der liberale Philosoph Henry
Sidgwick konkretisierte die Rechte des Staates imZuge einer recht
knappen Diskussion der Einwanderungsfrage in seinem erstmals
 erschienenenWerk Elements of Politics.11 Er sah es als gege-
ben an, dass Staaten das Recht darauf hätten, zu entscheiden, ob
sie überhaupt Einwanderer aufnehmenwollten –mit der einzigen
Einschränkung, dass dies nicht für Staaten gelte, deren Grenzen
große unbewohnte Gebiete umfassten –, und deshalb auch das
Recht darauf haben müssten, über die Aufnahmebedingungen
zu entscheiden:

Ein Staat muss klarerweise das Recht dazu haben, Fremde nach sei-
nen eigenen Regeln aufzunehmen, ihren Zutritt an beliebige Bedin-
gungen zu knüpfen oder Gebühren für ihre Durchreise zu erheben
sowie sie allen möglichen rechtlichen Restriktionen oder Beschrän-
kungen zu unterwerfen, die ihm angebracht erscheinen. Allerdings
sollte er ihnen, nachdem er sie einmal eingelassen hat, nicht plötzlich
und ohne Vorwarnung eine andere, harschere Behandlung angedei-
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hen lassen; da er sie aber legitimerweise auch gänzlich ausschließen
darf, muss er das Recht haben, mit ihnen ganz nach eigenemGutdün-
ken zu verfahren, nachdem er ihnen dies angekündigt und ihnen aus-
reichend Zeit gegeben hat, sich zu entfernen.12

Sidgwick war auch der Auffassung, dass Staaten gute Gründe da-
für hätten, bei derAuswahl derer, die sie aufnehmen, selektiv vor-
zugehen, weil sich »die Aufgabe des Staates, die moralische und
intellektuelle Kultur zu fördern, durch den fortgesetzten Zu-
strom fremder Einwanderer mit ihren verschiedenen Sitten und
Gebräuchen sowie religiösen Traditionen als hoffnungslos schwie-
rig erweisen könnte«.13 Seine Schlussfolgerung lautete, dass, so-
lange die Einwanderungspolitik aus der nationalstaatlichen Bin-
nenperspektive des Aufnahmestaates betrachtet wird, es für diesen
moralisch vertretbar sei, die wirtschaftlichen Interessen, die er an
derAufnahmebesonders qualifizierter Einwanderer haben könn-
te, gegen die mögliche Bedrohung aufzuwiegen, die sie für »den
inneren Zusammenhalt einerNation« und die Aufrechterhaltung
»eines angemessen hohen Niveaus des zivilisierten Lebens unter
seinen Mitgliedern« darstellen könnten. Es bestand also, mit an-
deren Worten, keine Verpflichtung dazu, die Interessen der Ein-
wanderer selbst zu berücksichtigen.14

Ich habe Sidgwick hier als Repräsentanten einer liberalen Hal-
tung zur Einwanderung angeführt, wie sie sich ungefähr zu dem
Zeitpunkt gestaltet hat, als Masseneinwanderung in Nordameri-
ka und Europa zu einem politischen Thema wurde, um damit
hervorzuheben, wie sich unser Denken in den etwa hundert Jah-
ren, seit er dies schrieb, verändert hat. Einige dieser Veränderun-
gen haben zu einer Stärkung der Ansprüche potentieller Einwan-
derer beigetragen, während andere diese eher zurückgedrängt
haben. So sind wir zuerst zu Zeugen der Entstehung einer inter-
nationalenMenschenrechtskultur geworden, die Staaten eine viel
weiter reichende Verantwortung in ihrem Umgang mit Einwan-
derern auferlegt, als es sich ein Philosoph zu Sidgwicks Zeiten
je hätte vorstellen können. Heute werden Staaten als dazu ver-
pflichtet angesehen, jene Menschen aufzunehmen, deren funda-
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mentale Rechte an ihrem gegenwärtigen Aufenthaltsort bedroht
sind – vor allem Flüchtlinge. Und selbst im Falle derer, die nicht
unter die besonderen Schutzbestimmungen für Flüchtlinge fallen,
sind die Staaten durch internationales Recht in denVerfahren ein-
geschränkt, die sie zurAuswahl vonmöglichen Einwanderern so-
wie bei der Rückführung derjenigen, die zwar gekommen sind,
aber die erforderlichen Kriterien nicht erfüllen, anwenden dür-
fen. Natürlich wird diesen rechtlichen Vorgaben in der Praxis
nicht immer Genüge getan, aber dennoch sehen sich die Staaten
dazu genötigt, es entweder zu verschleiern oder offensiv zu recht-
fertigen, wenn sie mit ihrem Vorgehen gegen internationale Men-
schenrechtsvereinbarungen verstoßen, da diese eben für alle Men-
schen unabhängig von ihrer Nationalität gelten und damit auch
für zureisende Migranten.

Zweitens profitieren die Einwanderer, die Aufnahme in libera-
len Staaten finden, auch von der heutzutage viel größeren Tole-
ranz Lebensweisen gegenüber, die vom gesellschaftlichenDurch-
schnitt abweichen; tatsächlich können sie einen positivenNutzen
aus demRückhalt ziehen, diemultikulturalistische Politikenmino-
ritären kulturellen Praktiken angedeihen lassen. Anders formu-
liert: Der Druck, sich an dieMehrheitsgesellschaft zu assimilieren,
der ein Jahrhundert zuvor noch ziemlich groß war – jedenfalls
für jene Einwanderer, die aus den Ghettos herauskommen woll-
ten, die man ihnen ursprünglich zugewiesen hatte –, ist von ge-
sellschaftlichen Normen abgelöst worden, die diverse kulturelle
Blumen zum Blühen ermuntern und Behinderungen der Chan-
cengleichheit für Angehörige von Minderheitenkulturen aus dem
Weg schaffen möchten. In den heutigen liberalen Demokratien ist
keine Idee so wirkmächtig wie die der Chancengleichheit.Wenn
sich also der Staat einerseits dazu entschließt, kulturelle oder frei-
zeitbezogene Aktivitäten zu fördern, dann muss er dies auf faire
und gerechteWeise tun (bezuschusst er also beispielsweise Streich-
orchester, dann sollte er auch Steelbands und Mariachi-Ensem-
bles fördern). Auf der anderen Seite sollen individuelle Berufs-
chancen und Möglichkeiten zum beruflichen Aufstieg nicht vom
kulturellen Hintergrund einer Person beeinflusst werden. Daher
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haben wir heute Antidiskriminierungsgesetze, ein Schulsystem,
das entweder streng säkular ausgerichtet ist oder konfessionsge-
bundene Schulen für die Angehörigen von religiösen Minderhei-
ten zulässt, und vieles mehr. All diese Veränderungen machen es
Einwanderern leichter, in ihrer neuenHeimat zu leben, ohne ihre
ererbteKultur aufgeben zumüssen, oder sorgen sogar dafür, dass
sie dazu ermutigt werden, ihre Kultur als Bestandteil eines multi-
kulturellen Potpourris zu zelebrieren.
Andere, ebenso große Veränderungen in der politischen Kul-

tur erschweren dafür die Lage der Einwanderer und vor allem
die der Neuankömmlinge. Die erste davon ist die Bedeutung, die
heute der Staatsangehörigkeit beigemessen wird. Die Menschen
identifizieren sich zumeist politischmit nationalenGemeinschaf-
ten, die sich über die Generationen hinweg in die Vergangenheit
und in die Zukunft erstrecken, und dieMitgliedschaft darin wird
als eine lebenslange angesehen; sie beginntmit demZeitpunkt der
Geburt und endet erst mit dem Tod.Wie nun sollen neu eintref-
fende Einwanderer damit umgehen? Soll man sie als Beitrittskan-
didaten betrachten, die sich in einem angemessenen Zeitraum zu
integrieren haben und danach genauso behandelt werdenmüssen
wie die angestammten Staatsbürger? Oder sollte man sie als tem-
porär Assoziierte ansehen, als Einwohner, die sich nur kurz im
Land aufhalten und etwas Geld ansparen wollen, bevor sie wie-
der in ihre Heimat zurückkehren, oder als verzweifelte Men-
schen, die einen Zufluchtsort suchen, während ihre eigenen Län-
der vom Bürgerkrieg zerrissen werden? Für Gesellschaften, die
ihren eigenen liberaldemokratischen Grundsätzen treu bleiben
wollen, ist es untragbar, dass es innerhalb ihrer Grenzen eine
Klasse von Menschen geben sollte, die dauerhaft einen zweitran-
gigen Status innehaben. All jenen Einwanderern, die zum Ver-
bleib im Land bestimmt sind, muss daher die Chance auf einen
legalen Aufenthaltsstatus und schließlich auch auf volle staats-
bürgerliche Rechte gegeben werden, während die anderen zum
Gehen ermutigt werden sollten, sobald es für sie günstig und si-
cher ist, dies zu tun. Der Staat kann nicht einfach eine Laisser-
faire-Haltung einnehmen, wie er es möglicherweise noch vor hun-
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dertfünfzig Jahren hätte tun können.Mit Blick auf diejenigen, die
sich auf demWeg zur Erlangung der Staatsbürgerschaft befinden,
hegt er außerdem ein vitales Interesse an ihrer politischen Bil-
dung. Eine Bürgerin zu sein hat nicht nur etwas damit zu tun,
über ein Bündel von Rechten wie das auf anwaltliche Vertretung
bei Gericht oder das Wahlrecht zu verfügen, so wichtig sie auch
sind. Damit gehen auch Pflichten und Normen einher, die defi-
nieren, wie Bürgerinnen sich verhalten sollten. So sollte ein Bür-
ger zum Beispiel dazu bereit sein, mit der Polizei zu kooperieren,
wenn es um die Einhaltung von Recht undGesetz und die Verfol-
gung von Straftätern geht. In einer Demokratie gehört auch die
Anerkennung von Mehrheitsentscheidungen als bindend dazu,
sofern sie durch die richtigen Verfahren zustande gekommen
sind, und zwar so lange, bis sie wieder aufgehoben werden.Wenn
man ein Bürger wird, mussman also auch solche Pflichten akzep-
tieren und sich zu den entsprechenden Normen bekennen. Mehr
noch, um als Bürger zu fungieren, muss man sich auch an das po-
litische System anpassen, an dem man nun teilhat. Und um diese
Rolle adäquat auszufüllen, muss man dessen Institutionen res-
pektieren und zumindest einige der Überzeugungen anerkennen,
die diesen zugrunde liegen.
Wie weit genau aber die neue Bürgerin bei ihrer Identifikation

mit ihrem angenommenen Staat gehen muss, ist ebenso Gegen-
stand von Auseinandersetzungen wie die Art der ihr abverlang-
ten Identifikation. Soll sie strikt politisch sein, im Sinne einer
Anerkennung der Autorität eines Korpus von Regeln und Prinzi-
pien wie denen, die in der Verfassung eines Staates aufgeführt
sind? Oder erfordert sie eine umfassendere Identifikation mit
der Nation, der der Einwanderer beigetreten ist, wozu die Ach-
tung und Anerkennung nationaler Symbole, das Sprechen der
Landessprache, die Akzeptanz einer Variante der »nationalen Er-
zählung« sowie die Anerkennung der herausragenden Stellung
gehören wird, die einige kulturelle Eigenarten im nationalen Be-
wusstsein einnehmen, darunter möglicherweise auch eine be-
stimmte Religion? Dies sind Fragen, auf die wir im Verlauf des
Buches zurückkommen werden. In der Praxis ist die Auffassung
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sehr verbreitet, dass Einwanderer zumindest dringend dazu ange-
halten werden sollten, eine Identität anzunehmen, die über eine
im engen Sinne politische Identität hinausgeht. EinAnzeichen da-
für ist die wachsendeBeliebtheit vonEinbürgerungstests, die von
den Bewerbern Kenntnisse der Geschichte und Kultur des Lan-
des verlangen, in das sie gekommen sind. Natürlich können diese
Tests per se die Einwanderer nicht dazu bringen, dieser Gesell-
schaft gegenüber irgendeine bestimmte Einstellung einzunehmen.
Aber abgesehen davon, dass sie sie mit einigen praktischen De-
tails darüber vertraut machen, wie die Gesellschaft funktioniert,
besteht ihr eigentlicher Zweck darin, ihnen zu signalisieren, dass
von ihnen eine kulturelle wie auch eine wirtschaftliche und sozia-
le Integration erwartet wird.

Bei Einwanderern, deren kulturelles Erbe aus nichtliberalen
Gesellschaften stammt, kann diese Erwartungshaltung innere
Konflikte hervorrufen. Die politische Kultur der Aufnahmege-
sellschaft anzunehmen kann für sie bedeuten, einige ihrer tiefsten
Überzeugungen aufgeben zu müssen. Die Reaktionen auf diese
Herausforderung können sehr unterschiedlich ausfallen und von
dem einen Extrem eines übertriebenen patriotischen Bekenntnis-
ses zur neuen Gesellschaft bis zu dem anderen ihrer Ablehnung
und der Entfremdung von ihr reichen. Das Problem wird mögli-
cherweise noch drängender, wenn die Aufnahmegesellschaft an
Konflikten in den Herkunftsregionen der Einwanderer beteiligt
ist, wie es seit der Zeit des Irakkriegs mit Einwanderern aus dem
NahenOsten der Fall ist. DieNeuankömmlinge könnten sichun-
ter solchen Umständen dazu genötigt fühlen, die Politik des Staa-
tes zu unterstützen, um nicht als illoyal oder gar als Bedrohung
angesehen zu werden. Dass so etwas vorkommen könnte, mag
vielleicht seltsam anmuten, weil sich Demokratien ja zum Recht
auf freie Meinungsäußerung und zu einer offenen und kritischen
Erörterung der Regierungspolitik bekennen sollten; diese Grund-
sätze gehen allerdings von der stillschweigenden Annahme aus,
dass alle an der Diskussion Beteiligten sich mit der politischen Ge-
meinschaft identifizieren, deren Wohlergehen ihnen zudem am
Herzen liegt. Einwanderer können nicht darauf vertrauen, dass

19



diese Unterstellung auch in ihrem Fall gemacht wird. Für sie ist
eine Kritik an der Regierung folglich mit Risiken behaftet, denen
sich Einheimische nicht ausgesetzt sehen.

Der Punkt ist also, dass der Eintritt in eine nationale Gesell-
schaft für die Bürger in spe sowohl mit bestimmten Kosten als
auch mit einem entsprechenden Nutzen verbunden ist.Wie ich
angemerkt habe, blieben Einwanderer in früheren Zeiten sich
selbst überlassen, solange sie kein illegales oder abweichendes
Verhalten an den Tag legten.Was sie von ihrer neuen Gesellschaft
hielten und ihr gegenüber empfanden, war nicht sonderlich von
Interesse. Der demokratische Staat von heute kann keine derart
passive Perspektive einnehmen; er will und muss von den Ein-
wanderern verlangen, dass sie gute und aufrechte Bürger werden.
Und dazu, dieses Ziel zu erreichen, könnte es auch gehören, sie
darin zu bestärken oder es ihnen sogar abzuverlangen, dass sie
einen Teil des kulturellen Erbes ablegen, das sie mit sich führen.
Wie allerdings jenes Gleichgewicht zwischen der Bejahung eines
kulturellen Pluralismus und der Sicherstellung eines Kernbestands
an Überzeugungen, die praktisch alle teilen, genau hergestellt
werden soll, ist eines der Hauptprobleme, denen Staaten mit gro-
ßenEinwanderergemeinden gegenüberstehen. ImFortgang dieses
Buches werdenwir uns einige derKnackpunkte genauer ansehen,
an denen Multikulturalismus und staatsbürgerschaftliche Identi-
tät miteinander in Konflikt geraten.
Weil die meisten Demokratien der Gegenwart auch Wohl-

fahrtsstaaten sind (ganz gleich, ob sie diese Bezeichnung auf sich
selbst anwenden oder nicht), die sich einer Politik der sozialen
Gerechtigkeit verschrieben haben, ergibt sich noch ein zweiter
Problemkreis. Einerseits versuchen sie, Chancengleichheit herzu-
stellen, andererseits stellen sie aber auch Einkommensbeihilfen
und eine Reihe sozialer Leistungen bereit, die alle Bürger mit
den notwendigen Mitteln für ein Leben in Würde versorgen sol-
len. Zu denNutznießern dieser Politik zählen auch Einwanderer;
allerdings wird von ihnen auch verlangt, ihren Beitrag zu leisten,
damit diese Politik funktionieren kann. Abermals kann diese For-
derung eine Befolgung gesellschaftlicherNormenumfassen – zum

20


